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Kurzfassung

Der vorliegende Beitrag behandelt die regionalen Effekte des kommunalen 
Finanzausgleichs. A uf der Basis eines Modells des traditionellen Verteilungssystems 
werden die räumliche Jnzidenz sowie die allokative Effizienz von Zuweisungen 
analysiert. Es läßt sich zeigen, daß die Berücksichtigung eines zentralörtlichen 
Bedarfs nicht zur Internalisierung von Spillovers führt. So erhalten zentrale Orte trotz 
eines höheren Bedarfs unter Umständen sogar weniger als vorher, eine These, die 
prinzipiell fü r  jedes denkbare Bedarfsmaß gilt und die herrschende Vorstellung 
eindeutig widerlegt. Als Ursache hierfür werden systemimmanente Zielkonflikte 
offengelegt, die die Eignung der gängigen Praxis fü r  Ziele der Raumordnung 
grundsätzlich in Frage stellen.

PD Dr. Thomas Kuhn, Universität Augsburg, WISO-Fakultät, Lehrstuhl für 
Volkswirtschaftslehre V, Memminger Str. 14, D-86135 Augsburg
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Einführung

Im Zuge der spätestens mit Beginn der 70er Jahre einsetzenden Tendenz zur Abwan­
derung aus den Kemstädten an die Peripherie mit all ihren negativen Begleiterschei­
nungen kam dem kommunalen Finanzausgleich mehr und mehr die Aufgabe zu, auch 
einen Ausgleich für die Leistungen zu schaffen, die zentrale Orte für ihr Umland 
erbringen. Mit solchen kleinräumigen Wanderungsbewegungen gingen ja  mitunter 
erhebliche Einkommensteuer- und Zuweisungsverluste einher, denen keine nennens­
werten Entlastungen auf der Kosten- bzw. Ausgabenseite der öffentlichen Haushalte 
gegenüberstanden. Die abgewanderten Einwohner nutzten nach wie vor die Infrastruk­
tur der Kemstädte, ja  verursachten sogar noch zusätzliche Kosten, man denke hier nur 
an den Ausbau der innerstädtischen Verkehrswege, wohl nicht zuletzt ein Reflex auf 
die stark an schwellenden Pendlerströme. Erschwerend kam hinzu, daß es meist Bezie­
her höherer Einkommen waren, die der Stadt den Rücken kehrten, und sozial Schwa­
che und ältere Bürger in den damals noch nicht sanierten Innenstädten zurückließen.1 
Auch wenn in den letzten Jahren wieder eine Gegenbewegung auszumachen ist, und 
vor allem gutverdienende Singles und junge Familien in die (freilich inzwischen 
sanierten) Innenstädte zurückkehren, so ändert dies nichts an der prinzipiellen Frage, 
ob der kommunale Finanzausgleich, und hier insbesondere das Schlüsselzuwei­
sungssystem, die ihm zugeschriebene raumordnungspolitische Funktion2  überhaupt 
erfüllen kann.

1 Zu diesem Problemkreis s. z.B. FREY (1985), SCHWEITZER (1986), 
DEUBEL/MÜNSTERMANN (1988), POMMEREHNE/KREBS (1991).

2  Dies ist die schon beschriebene zentralörtliche bzw. raumordnungspolitische Funktion des 
Zuweisungssystems, s. dazu z.B. EHRLICHER (1967), MÜNSTERMANN (1975), S. 146, 
TETSCH (1978), VOIGT (1980), S. 18ff, FREUND/STRAUSS/ZABEL (1982), S. 27.

3  S. dazu MOESEN/VANNESTE (1987), ANDERSSON (1989), FISCHER u.a. (1990), 
PESCHEL (1990).

4  Zur quantitativen Bedeutung s. z.B. FREUND/STRAUSS/ZABEL (1982), REIDENBACH 
(1983), S. 52ff, JUNKERNHEINRICH (1991), S. 139ff.

5  Vgl. VOß (1991), S. 41, 45.

Hierbei haben wir es über die geschilderte Stadt-Umland-Problematik hinaus ganz all­
gemein mit solchen öffentlichen Gütern zu tun, deren Nutzen über die Stadt- und 
Gemeindegrenzen hinaus streuen3 und von den Einwohnern der umliegenden Orte 
meist kostenlos, in jedem Falle aber gegen nicht kostendeckende Gebühren in 
Anspruch genommen werden.4  Diesem Problem versucht man im kommunalen 
Finanzausgleich durch die Anerkennung eines sogenannten "zentralitätsbedingten Fi­
nanzbedarfs" bzw. eines "Sonderfinanzbedarfs"5  zentraler Orte zu begegnen. Wäh-
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rend sich die Diskussion in der Literatur im wesentlichen darum dreht, ob diesem 
Zweck eher mit der traditionellen Hauptansatzstaffel6  oder mit speziellen Raumord- 
nungs- bzw. Zentralitätsansätzen gedient sei, wird die prinzipielle Eignung dieser bei­
den Instrumentarien nicht ernsthaft in Zweifel gezogen. Denn jene unterscheiden sich 
in ihrer Wirkungsweise kaum: Letztendlich sollen sie den Bedarf der zentralen Orte 
erhöhen und so eine Umverteilung der insgesamt zur Verfügung stehenden Finanz­
masse zu deren Gunsten herbeifuhren, während alle übrigen Kommunen weniger 
erhalten. Daß dabei die altbekannte Hauptansatzstaffel vielleicht etwas weniger trenn­
scharf zwischen zentralen Orten und nichtzentralen Orten zu differenzieren vermag als 
ein eigens dafür konzipierter Raumordnungsansatz, sei einmal dahingestellt.7  Ent­
scheidend wird vielmehr sein, ob das zugrundeliegende Zuweisungssystem die zen­
tralen Orte auch dazu veranlassen kann, ein Nutzenspillover generierendes öffent­
liches Gut auf effiziente Weise bereitzustellen.

6  Manchmal wird die Staffelung des Hauptansatzes sogar als zu eng betrachtet, vgl. 
LEIBFRTTZ/THANNER (1986), S. 86ff, MÜNSTERMANN (1988), S. 10, 
INNENMINISTER NRW (1987), S. 58.
Vgl. SCHNEPPE (1968), S. 84, RUHLAND/RECKER (1978), S. 139; kritisch auch zu den 
Nebenansätzen äußern sich TESCH (1983), S. 462, BICISTE (1978), S. 181.

Theoretisch bedeutet die Existenz externer Effekte, daß eine wohlfahrtsmaximierende 
Kommune die sozialen Nutzen eines öffentlichen Gutes unterschätzt und zu wenig von 
diesem Gut anbietet, weil sie sich ausschließlich an den internen Nutzen orientiert und 
die extern anfallenden Nutzen außer acht läßt. In diesem Falle haben Zuweisungen die 
Funktion, über eine geeignete Subventionierung des öffentlichen Gutes eine Korrektur 
der Opportunitätskosten vorzunehmen und somit eine Internalisierung der externen 
Nutzen herbeizuführen. Dies freilich stellt an solche Zuweisungen ganz bestimmte 
Anforderungen und betrifft die räumliche Inzidenz der Verteilung ebenso, wie die bei 
den Empfängern erzeugten Wirkungen. In diesem Beitrag soll nun gezeigt werden, 
daß das in der Finanzpraxis seit langem angewandte Zuweisungssystem, das, wie 
oben schon erwähnt, zentralen Orten einen höheren Finanzbedarf einräumt, die 
geforderten Eigenschaften grundsätzlich vermissen läßt. Ja, es ist noch nicht einmal 
gesagt, daß Kommunen bei einem höheren zentralörtlichen Bedarf überhaupt mehr 
Mittel erhalten, von einer möglichen spilloverintemalisierenden Wirkung ganz abge­
sehen.

Der Beitrag hat folgenden Aufbau. Im ersten Abschnitt analysieren wir den im 
derzeitigen Finanzausgleich praktizierten Verteilungsmechanismus im Hinblick auf die 
redistributiven Effekte, die durch die Berücksichtigung von zentralörtlichen Bedarfen
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entstehen. Danach betrachten wir im zweiten Abschnitt einen typischen zentralen Ort 
und fragen, inwieweit für jenen Anreize bestehen, aufgrund der im Finanzausgleich 
zugewiesenen Mittel öffentliche Güter in einem allokativ effizienten Umfang 
bereitzustellen. Im dritten Abschnitt werden potentielle Inkonsistenzen im 
Verteilungssystem offengelegt, in denen sich latent vorhandene Zielkonflikte aus­
drücken, die letztlich als Ursache für nachweisbare Ineffizienzen anzusehen sind. Mit 
einem kurzen Rösumö der wichtigsten Erkenntnisse schließt der Beitrag ab.

1. Verteilungseffekte zentralörtlichen Bedarfs

Um die Bedeutung der Zentralität im kommunalen Finanzausgleich analysieren zu 
können, ist zunächst einmal zu fragen, wie die aus dem obligatorischen bzw. fakulta­
tiven Steuerverbund gespeisten Finanzmittel überhaupt auf die Kommunen verteilt 
werden. Dies geschieht streng nach Maßgabe der fiskalischen Disparitäten, die zwi­
schen Kommunen in aller Regel bestehen und bis zu einem gewissen Grad mit Zuwei­
sungen nivelliert werden sollen. Und daraufhin ist die Grundstruktur des Systems tra­
ditionell auch ausgerichtet. Generell gilt, daß eine Kommune relativ gesehen umso 
weniger Mittel erhält, je  ärmer sie im Vergleich zu anderen Kommunen einzuschätzen 
ist. Als Kriterium für die relative Armut bzw. den relativen Reichtum einer Kommune 
dient hierbei das Verhältnis aus ihrer Steuerkraft und ihrem Bedarf, mithin gilt eine 
Kommune als umso ärmer, je höher der Bedarf und je geringer die Steuerkraft aus­
fallt. Der Bedarf wiederum wird allerdings nicht in monetärer Form, sondern ledig­
lich anhand der bekannten veredelten Einwohnerzahl gemessen, die ihrerseits aus 
Haupt- und Nebenansätzen gebildet wird und letztlich als ein kardinaler Bedarfsindex 
zu interpretieren ist.8 Wir werden darauf im Zusammenhang mit dem zentralörtlichen 
Bedarf gleich noch ausführlich zu sprechen kommen. Das System ist nun so angelegt, 
daß es quasi eine Rangordnung unter den Kommunen erzeugt und eine Kommune 
umso mehr zugewiesen erhält, je  niedriger der Rang ist, den sie in dieser Ordnung 
einnimmt, d.h. je  ärmer sie ist.

Betrachten wir dazu die Abb. 1, wo dieser Verteilungsmechanismus nochmals veran­
schaulicht wird. Dort sind auf der Abszisse die Kommunen angeordnet, und zwar im 
Intervall I=[1,N ] nach ihrem Reichtum in aufsteigender Reihenfolge, so daß links die 
ärmeren, rechts die reicheren Kommunen angesiedelt sind. Die zwischen den Kom-

Zu einer Kritik dieser Art von Bedarfsmessung vgl. KUHN (1991).
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munen anfangs vorhandenen fiskalischen Disparitäten werden durch die Funktion 
K(i), id  dargestellt, die das Steuerkraft-Bedarfsverhältnis repräsentiert9 und ebensogut 
als Steuerkraft eines veredelten Einwohners verstanden werden kann. Nach der 
zugrundegelegten Rangordnung steigt sie auf dem ganzen Intervall streng monoton, 
wobei wir aufgrund der meist zahlreich vorhandenen Kommunen von einem Konti­
nuum ausgehen und folglich K(i) als stetige Funktion annehmen können, ohne daß 
dies irgendeinen Einfluß auf die nachfolgenden Ergebnisse hätte. Die Verteilung von 
Zuweisungen wird repräsentiert durch die Funktion S(i) und fällt bezogen auf den 
veredelten Einwohner streng monoton bis zu einer Kommune n, die die Grenze 
zwischen den empfangsberechtigten und den abundanten Kommunen markiert. 
Demnach erhalten Kommunen, wie schon gesagt, umso weniger Mittel, je  reicher sie 
sind, einige gehen dabei sogar leer aus.

Abb. 1

Bezeichnen T(i) die Steuerkraft und E(i)b(i) die veredelten Einwohner, so gilt: K(i): =  
T(i)/E(i)b(i).
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Das diesem Mechanismus ganz offensichtlich zugrundeliegende Distributionsziel wird 
nun von Raumordnungszielen insofern tangiert und gewissermaßen überlagert, als 
jene den Rang einer Kommune, wenn auch nicht ausschließlich, so doch wenigstens 
zum Teil determinieren. Die Zentralität einer Kommune wirkt sich im allgemeinen 
bedarfserhöhend aus: Entweder wird mit ihr die ansonsten stark kritisierte Haupt­
ansatzstaffel10 überhaupt erst gerechtfertigt1 1 , oder sie begründet Nebenansätze ver­
schiedenster Art, wie die schon erwähnten Raumordnungsansätze oder etwa Schü­
leransätze, die die veredelte Einwohnerzahl einer Kommune noch weiter erhöhen. 
Und genau diese Idee liegt ja zugrunde, wenn Raumordnungsziele mit dem 
Instrumentarium des Bedarfs implementiert werden sollen. Letztlich wird erwartet, 
daß zentrale Orte aufgrund eines höheren Bedarfs auch einen Anstieg der zuge­
wiesenen Mittel verzeichnen können.

1 0  Zur Kritik der Hauptansatzstaffel s. zuletzt KOPS (1989), S. 137ff, KUHN (1988), S. 19, 
(1991), (1992), S. 108ff und die dort angegebene Literatur, LITTMANN (1977), S. 360, 
HANSMEYER (1980), S. 113ff, ZABEL (1983), HANSMEYER/KOPS (1985), S. 52, 
PEFFEKOVEN (1987), S. 203, SANDER (1987), S. 221, ZIMMERMANN u.a. (1987), S. 
237ff.

1 1  Vgl. FINANZAUSGLEICHSKOMMISSION BADEN-WÜRTTEMBERG (1977), S. 21ff, 
FINANZAUSGLEICHSKOMMISSION BADEN-WÜRTTEMBERG (1985), S. 42ff, 
INNENMINISTER NORDRHEIN-WESTFALEN (1987), S. 17ff, 29ff, ZIMMERMANN u.a. 
(1987), S. 387, KARRENBERG/MÜNSTERMANN (1991), S. 96, (1992), S. 73.

1 2  Dieses Modell geht auf KUHN (1990) zurück; s. auch Kuhn (1992), S. 78ff.
1 3  S. KUHN (1992), S. 103ff.

Doch diese Eigenschaft besitzt das in der Finanzpraxis favorisierte und weithin eta- 
blieite Schlüsselzuweisungssystem leider nicht. Wie sich im Rahmen eines kontinu­
ierlichen Modells, das die Grundstruktur dieses System exakt beschreibt1 2 , zeigen 
läßt, kann es vielmehr vorkommen, daß Kommunen trotz eines gestiegenen Bedarfs 
weniger erhalten als vorher, was der ursprünglichen Intention natürlich völlig wider­
spricht.13 Und dies liegt noch nicht einmal an der Art der Bedarfsmessung, sondern 
ausschließlich am System selbst und stellt dessen Eignung für regionalpolitische Ziele 
stark in Frage.

Betrachten wir dazu nochmals die Abb. 1, die die Reaktion der Verteilung auf 
Bedarfsänderungen zeigt. Ausgegangen wird dort von dem einfachen Fall, daß alle 
überdurchschnittlich armen Kommunen noch ärmer, alle überdurchschnittlich reichen 
noch reicher werden, die Rangordnung aber erhalten bleibt. Dies stellt sich als eine 
Drehung der Kurve K(i) um den Durchschnitt dar, was mit einer Zunahme der fiskali­
schen Disparitäten gleichbedeutend ist (gestrichelte Linie). Wie sich modelltheoretisch 
mit komparativer Statik ableiten läßt, zieht dies eine Umverteilung der Finanzmasse
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nach sich, bei der die ärmeren Kommunen unter den ärmer gewordenen mehr 
erhalten, aber längst nicht alle von ihnen. Denn es wird darunter auch stets welche 
geben, die wie die Kommune ¡Q trotz eines gestiegenen Bedarfs am Ende weniger 
bekommen. Einige können dadurch sogar abundant werden. Allgemein gilt als Regel: 
Je mehr die fiskalischen Disparitäten, ausgedröckt in der Steigung der Funktion K(i), 
zunehmen, desto stärker wird die zur Verteilung kommende Finanzmasse ceteris pari- 
bus auf die ärmsten Kommunen konzentriert, was in erster Linie redistributiven Zie­
len dient.

Aus allokativen Gesichtspunkten, die in der Raumordnungs- und Regionalpolitik vor­
herrschen, heißt dies aber auch, daß ein regionalpolitisch begründeter Zentralitäts­
bedarf nicht automatisch zu einer höheren Zuweisung führen muß. Bei abundanten 
Kommunen ist dies ohnehin unmittelbar einsichtig. Das Zuweisungssystem ist in sei­
ner Grundstruktur, und dies erklärt sich aus seiner Entstehungsgeschichte, nicht so 
konzipiert, daß es zwischen zentralen und nicht zentralen Orten zu differenzieren 
vermag, sondern es kennt ausschließlich arme und reiche Kommunen. Inwieweit frei­
lich der Rang einer Kommune dabei durch ihre Zentralität bestimmt ist, kann nur 
empirisch beantwortet werden.14

1 4  S. dazu HANUSCH/KUHN (1985), MICOSATT (1990), JUNKERNHEINRICH (1991), 
MICOSATT/JUNKERNHEINRICH (1991).

1 5  Dem liegt das bekannte lokale Wohlfahrtsmaximierungsmodell zugrunde, das auf SCOTT (1952) 
und WILDE (1968), (1971) zurückgeht, s. dazu etwa FISCHER (1988), S. 3 Iff.

2. Ineffizienz der regionalen Güterallokation

Nachdem im vorhergehenden Abschnitt die distributiven Effekte einer zentralitätsori­
entierten Bedarfsmessung im Vordergrund der Betrachtung standen, soll nun analy­
siert werden, welche allokativen Wirkungen Zuweisungen beim Empfänger entfalten, 
und ob dies zur effizienten Internalisierung von Spillovers führt. Dazu betrachten wir 
im folgenden einen beliebigen zentralen Ort, der sich die Maximierung seiner sozialen 
Wohlfahrt zum Ziel gesetzt hat und hierfür eine lokal optimale Struktur aus öffentli­
chen und privaten Gütern entwickeln muß.15 Falls öffentliche Güter, wie wir hier ja 
durchweg annehmen, externe Nutzen erzeugen, führt die von dieser Kommune präfe- 
rierte Güterallokation aus Sicht der Förderation allerdings nicht zu einem paretoopti­
malen Zustand. Dieses aus der Literatur wohlbekannte Ergebnis ist auch leicht einzu­
sehen.
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Wie wir in der Einleitung ja  schon angedeutet haben, wird eine einzelne Kommune 
ein Outputniveau produzieren, bei dem die Grenzkosten des öffentlichen Gutes mit 
der marginalen Zahlungsbereitschaft der eigenen Bürger für dieses Gut übereinstim­
men. Da die externen Nutzen dabei unberücksichtigt bleiben, hat dies in der Regel ein 
zu geringes, also allokativ ineffizientes Angebot zur Folge. Das öffentliche Gut er­
scheint in Relation zum privaten als zu teuer, so daß mit Zuweisungen eine Korrektur 
des verzerrten Schattenpreisverhältnisses, an dem Kommunen ihre Entscheidungen 
orientieren, vorzunehmen ist. Zu diesem Zweck müssen solche Transfers die 
Produktion des öffentlichen Gutes in Höhe der externen Zahlungsbereitschaft subven­
tionieren, was aus der Sicht der Empfänger einer Verbilligung des unterstützten Gutes 
gleichkommt. Dessen Schattenpreis liegt danach unter den Grenzkosten, so daß eine 
größere, nämlich die sozial optimale Menge bereitgestellt wird.

Diese Eigenschaft, die allokative Effizienz auf der föderalen Ebene gewährleisten 
würde, besitzen die Schlüsselzuweisungen jedoch nicht. Implementiert man sie in das 
oben genannte Wohlfahrtsmaximierungsmodell, so ergibt die Wirkungsanalyse, daß 
nach wie vor zu viel an privaten und zu wenig an öffentlichen Gütern, also eine allo­
kativ ineffiziente Güterstruktur erzeugt wird.16 Dies ist in erster Linie darauf 
zurückzuführen, daß diese Transfers nicht vom tax effort einer Kommune und damit 
vom Output an öffentlichen Gütern abhängen. Stattdessen wird die als gegeben unter­
stellte Steuerbasis mit sogenannten Nivellierungshebesätzen, also einheitlichen Hebe­
sätzen bewertet, um mögliche disincentive-Effekte zu vermeiden, die von redistributiv 
wirkenden Transfers auf den tax effort der Kommunen ausgehen könnten. Auf diesen 
Aspekt, der auf einen möglichen trade-off zwischen Effizienz und Verteilung ver­
weist, werden wir später in anderem Zusammenhang noch zurückkommen.

1 6  S. KUHN (1992), S. 160ff. Ähnlich, allerdings ohne ein Modell dieser Zuweisungen zu 
verwenden, VOß (1991), S. 225.

1 7  Daß der Einkommenseffekt trotz eines gestiegenen Bedarfs bekanntlich auch negativ sein kann, 
soll hier einmal außer acht bleiben.

1 8  S. KUHN (1991/92).

Unter dem Gesichtspunkt der Internalisierung bedeutet dies, daß Schlüsselzuweisun­
gen aufgrund ihres lump-sum Charakters lediglich einen Einkommenseffekt bewirken, 
der die Produktionsmöglichkeiten einer Kommune mehr oder weniger erweitert, ohne 
die relativen Preise zu tangieren.17 Was im einen Fall aus Gründen der Anreizkom­
patibilität und Allokationsneutralität durchaus erwünscht sein mag,18 erweist sich in 
regionalpolitischer Hinsicht als unzureichend. Eine Korrektur des als verzerrt anzuse-
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henden Schattenpreisverhältnisses unterbleibt, so daß letztlich im lokalen Optimum zu 
viele Mittel über eine Reduktion der kommunalen Steuersätze in den privaten Sektor 
versickern, was mit Effizienzverlusten verbunden ist. Paretooptimal hingegen wäre 
eine Allokation gewesen, die über den Einkommenseffekt hinaus mittels einer 
zweckgebundenen Zuweisung Substitutionseffekte auslöst und mehr Mittel im öffent­
lichen Sektor bindet. Derartige Zuweisungen sind allgemein als "matching grants’* 
bekannt. Für sie ist charakteristisch, daß sie in einem bestimmten Zusammenhang mit 
dem tax effort des Empfängers stehen, indem sie nämlich die Finanzierung eines 
öffentlichen Gutes zu einem gewissen Teil, der sich nach der Zahlungsbereitschaft der 
auswärtigen Nutzer bemessen muß, tragen.

3. Zielkonflikte

Wenn sich Schlüsselzuweisungen für die Ziele der Raumordnung und Landesplanung, 
wie im einzelnen nachgewiesen, kaum eignen, so sind die Gründe dafür in erster 
Linie in systemimmanenten Zielkonflikten zu suchen. Zentral ist hier der Konflikt 
zwischen Allokations- und Verteilungszielen, der aus der Entstehungsgeschichte dieser 
Zuweisungen zu erklären ist. Ursprünglich als Finanzkraftausgleich angelegt, wurden 
Raumordnungsziele erst später in die Verteilungsformel implementiert. Die Intention, 
beide Ziele simultan zu realisieren, mußte zu inneren Widersprüchen führen, da sie 
inkonsistente Forderungen an ein Zuweisungssystem stellt.

Das beginnt schon bei der Verteilung der Finanzmasse, die nicht einmal ansatzweise 
den für matching grants geltenden Kriterien folgt. Vielmehr dominiert hier nach wie 
vor das Distributionsziel. So wird das Verteilungsergebnis neben den Kennziffern für 
den Bedarf und die Finanzkraft vor allem noch von der Finanzmasse und der 
Ausschüttungsquote in ihrer Funktion als vertikale und horizontale Verteilungspara­
meter bestimmt. Darauf wollen wir an dieser Stelle nicht im einzelnen eingehen, son­
dern nur erwähnen, daß etwa ein steigender Ausgleichssatz unter den empfangs­
berechtigten Kommunen eine Umverteilung der verfügbaren Finanzmittel von den 
überdurchschnittlich reichen zu den überdurchschnittlich armen generiert. Und bei 
einer sinkenden Finanzmasse würden alle Empfänger relativ weniger erhalten. 
Gleichzeitig nimmt die Zahl der abundanten Kommunen immer mehr zu. Das Ganze 
wird noch komplizierter, wenn sich Effekte einzelner Parameter überlagern, wie es in
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der Realität normalerweise der Fall ist.19 Selbst wenn man die Einflüsse all dieser 
Parameter durch Anwendung der ceteris paribus-Klausel ausschließt und nur die 
Zentralität betrachtet, ist nicht gewährleistet, daß Kommunen mit einem steigenden 
zentralörtlichen Bedarf überhaupt höhere Zuweisungen verzeichnen können, eine 
These, die völlig unabhängig von der Art der Bedarfsmessung Gültigkeit besitzt und 
einen solchen Verteilungsmechanismus als Vehikel für die Raumordnung weitgehend 
unbrauchbar macht.

1 9  S. KUHN (1992), S. 124ff; (1993).
2 0  S. VOß (1991), S. 69.

Der primär redistributive Charakter der Schlüsselzuweisungen ist auch eng verbunden 
mit der Forderung nach Allokationsneutralität, die genau das Gegenteil von dem ver­
langt, was die Nutzenintemalisierung ausmacht. Während letztere eine Korrektur der 
Schattenpreise in Richtung einer relativen Verbilligung öffentlicher Güter voraussetzt, 
sollen allgemeine Zuweisungen die von einer Kommune präferierte Güterstruktur 
unberührt lassen, um die schon erwähnten disincentive-Effekte zu vermeiden. Solche 
negativen Anreize würden immer dann auftreten, wenn Zuweisungen, um eine redis­
tributive Wirkung zu entfalten, an das Steueraufkommen der Empfänger gekoppelt 
wären, diesmal jedoch in der Weise, daß sie Öffentliche Güter quasi verteuern 
würden. Von daher erweisen sich die Forderung nach Allokationsneutralität und 
Nutzenintemalisierung als prinzipiell unvereinbar, ein Konflikt, der im Rahmen der 
Schlüsselzuweisungen zu Lasten der Raumordnungsziele entschieden wird.

In der Literatur wird daher mitunter versucht, die Berücksichtigung eines zen­
tralörtlichen Bedarfs im Zuweisungssystem mit einem Verteilungsargument zu 
rechtfertigen. Nach dieser Vorstellung begründen Nutzenspillovers eine eigene 
"zentralörtlich distributive Lastenausgleichsfunktion"2 0 . In den begünstigten 
Umlandkommunen würden sich aufgrund der weitgehend kostenlosen 
Inanspruchnahme zentralörtlicher Leistungen die Versorgungsniveaus erhöhen, 
während sie sich in den belasteten zentralen Orten verringern, was das Verteilungsziel 
konterkarieren und redistributive Maßnahmen bedingen würde. Diese äußerst plausi­
bel klingende Argumentation verkennt jedoch, daß fiskalische Disparitäten nicht auf 
die Existenz von Nutzenspillovers zurückzuführen sind, sondern vielmehr erst aus 
deren ungenügender Internalisierung entstehen. Dies ist ein gravierender Unterschied, 
denn ein "gerechter" Ausgleich der mit der Produktion zentralörtlicher Güter 
verbundenen Kosten kann demnach immer nur im Wege einer Internalisierung exter-



11

ner Effekte vorgenommen werden, wozu allgemeine Zuweisungen aus den 
dargelegten Gründen aber nicht in der Lage sind.

Nicht zuletzt fehlt jeder Bezug zwischen Nutznießern und Belasteten, d.h. das Äqui­
valenzprinzip ist nicht erfüllt. Die verteilten Mittel stammen ja  überwiegend aus dem 
Steuerverbund und werden daher nach Regeln des vertikalen Finanzausgleichs bemes­
sen und limitiert. Deshalb ist mit ziemlicher Sicherheit davon auszugehen, daß unbe­
teiligte Dritte mit einer Finanzierungslast belegt werden und damit an anderer Stelle 
negative externe Effekte erzeugt werden, die ein Paretooptimum auf der föderalstaat- 
lichen Ebene verhindern.

• ’  •*'. '■

Fazit

Fassen wir zusammen: Schlüsselzuweisungen lassen sämtliche Eigenschaften vermis­
sen, die sie zur Realisierung raumordnungspolitischer Ziele befähigen könnten. Das 
gilt für die räumliche Inzidenz der Verteilung, den quantitativen Umfang zentralitäts­
bedingter Transfers, die Korrektur der Güterstruktur und das Äquivalenzprinzip. Dies 
soll jedoch keineswegs heißen, auf die Internalisierung externer Nutzen zu verzichten, 
nur kann diese eben nicht im Rahmen allgemeiner Zuweisungen vorgenommen 
werden. Die Reformbemühungen in der Finanzpraxis bewegen sich aber gerade in die 
entgegengesetzte Richtung, wenn versucht wird, zentralen Orten einen speziellen 
Bedarf einzuräumen und Mittel auf sie umzuschichten.

Abgesehen davon, daß dies gegenwärtig nicht immer gelingt, werden dadurch die im 
Zuweisungssystem ohnehin schon latent vorhandenen Zielkonflikte noch weiter ver­
schärft. Jenes ist traditionell auf die Nivellierung fiskalischer Disparitäten hin 
konzipiert mit der Maßgabe, zur Vermeidung eines möglichen trade-off zwischen 
Effizienz und Verteilung die relativen Preise und die Güterstruktur nicht zu verzerren. 
Doch letztere Eigenschaft steht in fundamentalem Widerspruch zur Forderung, 
externe Effekte zu internalisieren, denn dies würde ja  gerade nach einer Korrektur der 
als verzerrt geltenden Schattenpreise verlangen. Von daher dürfte sich kaum eine 
Verteilungsformel finden lassen, die beide Ziele gleichzeitig erfüllt. Auch der 
durchaus angebrachte Verweis auf eine "gerechte" Verteilung der mit der Produktion 
zentralörtlicher Leistungen verbundenen Kosten rechtfertigt die Anwendung 
allgemeiner Zuweisungen noch nicht, da dies aufgrund der fehlenden Internalisierung 
immer mit leakage-Effekten und Effizienzverlusten verbunden wäre.
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Wir plädieren folglich dafür, Schlüsselzuweisungen von raumordnungspolitischen 
Funktionen zu entlasten, mit der Option, nicht nur die Messung des Bedarfs zu 
vereinfachen, sondern auch das Verteilungsverfahren insgesamt transparenter und 
weniger widersprüchlich zu gestalten. Geeignet wären stattdessen Zweckzuweisungen, 
die es zwar im kommunalen Finanzausgleich schon seit langem gibt, von dem 
theoretischen Ideal allerdings noch weit entfernt sind. Sie müßten insbesondere die 
interkommunalen Finanzbeziehungen auf der horizontalen Ebene, also zwischen 
Kemstädten und Umlandgemeinden, regeln und Anreizmechanismen beinhalten, die 
die Begünstigten zu einer Offenlegung ihrer Zahlungsbereitschaft veranlassen.
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